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RECHT UND STEUERN

Bei  span i schen 
Ferien immobilien 
mit  e inem Wert 
von ca. 1.500.000 
Euro wird in der 
Praxis der Ankauf 
über eine spani-
sche Kapitalge-
sellschaft (S.L.) 
strukturiert. Wenn 
der  Ante i l se ig -
ner der S.L. dann 
noch eine deutsche 
Kapitalgesellschaft 
(GmbH) ist, kann 

daraus die Ersparnis der spani-
schen Vermögen- und Erbschafts-
steuern resultieren. Gründe der 
Haftungsbeschränkung sowie der 
Anonymität spielen häufig auch 
noch eine Rolle.
 Durch verschiedene Urteile 
der obersten Gerichte in Deutsch-
land ist dieses �„Steuersparmo-
dell�“ in den Fokus der deutschen 
Finanz ämter gekommen. Da hat 
insbesondere das Urteil des Bun-
desfinanzhofes vom 12. Juni 
2013 bezüglich der �„verdeck-
ten Gewinnausschüttung�“ sig-
nifikante Auswirkungen, wenn 
keine oder keine angemessene 
Miete �– oder auch Zinsen �– an 
die spanische Kapitalgesellschaft 
gezahlt wird. Das haben wir an 
dieser Stelle schon hinreichend 
beschrieben. Weiterhin haben wir 
ab dem 1. Januar 2015 den auto-
matischen Informationsaustausch 
zwischen Spanien und Deutsch-
land, der den Behörden in beiden 
Ländern das Recht einräumt, bis 
hin zur Gemeinde verwaltung 
Daten anzufordern. 
 Die deutsche Finanzverwaltung 
hat weiterhin erst am 29. April 
2014 verschärfte und klarstellende 
Regelungen für die Angemessen-
heit von Darlehensvereinbarungen 
zwischen �„vinkulierten�“ Parteien 
aufgesetzt. Vinkulierte Parteien 
sind Firmen oder Personen, die 
miteinander wirtschaftlich oder 
verwandtschaftlich verbunden 
sind. So gehört z. B. schon der 
Schwiegersohn zum Kreis der 
�„vinkulierten�“ Parteien.

 In der Praxis werden die Kauf-
preise für die Ferienimmobilien 
häufig über Gesellschafterdar-
lehen zur Verfügung gestellt. 
Bereits bisher waren die Erfor-
dernisse an Darlehensverträge 
zwischen Angehörigen und vin-
kulierten Parteien auf spanischer 
und deutscher Ebene ein Quell 
permanenten Beratungsbedarfs, 
um bei den Streitigkeiten mit den 
Finanzverwaltungen in Spanien 
und Deutschland entsprechende 
Argumente vorweisen zu können, 
mit denen die Fremdüblichkeit 
darzustellen und zu beweisen ist. 
Dazu gehören auch die Einhaltung 
der formalen Voraussetzungen, 
um eine steuerliche Anerkennung 
nicht zu gefährden. In Deutschland 
werden nun aufgrund der neuen 
Verwaltungsanweisung vom 29. 
April 2014 alle Darlehensverträge 
zwischen nahen Angehörigen und 
�„vinkulierten�“ Parteien auf Ange-
messenheit überprüft. Dazu gehö-
ren auch Darlehensverträge, die 
für den Erwerb von spanischen 
Ferien immobilien abgeschlossen 
wurden.
 Zum besseren Verständnis 
muss darauf hingewiesen wer-
den, dass eine Anerkennung eines 
Darlehensvertrages von den spa-
nischen Behörden nicht zwingend 
zur Folge hat, dass die in Spanien 
anerkannten Verträge auch von 
der deutschen Finanzverwaltung 
akzeptiert werden (was umgekehrt 
genau so gilt).
 Bleiben wir bei der deutschen 
Seite. Die deutsche Finanzverwal-
tung hat mit der neuen Verwal-
tungsanweisung nun festgelegt, 
dass man grundsätzlich erst einmal 
bei allen Formen von Verwandt-
schaftsverhältnissen ein steuerlich 
schädliches �„Nahestehen�“ von 
Darlehensgeber und Darlehens-
nehmer als gegeben ansieht und 
damit beim Empfänger der Zin-
sen den niedrigeren Abgeltungs-
steuersatz (derzeit 25 Prozent) 
versagt. Die Abzugsfähigkeit 
kann nur dann erreicht werden, 
wenn die Darlehensvereinbarung 
fremdüblich ist. Was die deutsche 

vorliegt. Wenn das bejaht wird, 
führt das zur Nichtanerkennung.
�– Die vereinbarten Zinszahlungen 
haben auch tatsächlich zu erfolgen. 
Buchungen auf Verrechnungskon-
ten reichen regelmäßig nicht aus. 
Sollen Zinsen nicht sofort, son-
dern endfällig ausgezahlt werden, 
bedarf es eindeutiger schriftlicher 
Vereinbarungen. 
�– Bei Darlehensgewährungen von 
Kindern an ihre Eltern muss eine 
klare Abgrenzung zum laufenden 
Unterhalt gegenüber den Kindern 
dargelegt werden. So kann bei-
spielsweise die laufende Unter-
haltszahlung an die studierende 
Tochter nicht in Form von abzugs-
fähigen Betriebsausgaben des 
betrieblichen Bereichs der Eltern 
geleistet werden. 
�– Es darf keine verschleierter 
Schenkung vorliegen. Dies ist der 
Fall, wenn zum Beispiel ein til-
gungsfrei gestelltes Darlehen die 
statistische Lebenserwartung des 
Darlehensgebers deutlich über-
steigt und der Erbe der Darlehens-
nehmer ist. 
 Fazit: Die grundsätzlich zuläs-
sige Vereinbarung von Darlehen 

zwischen nahestehenden Personen 
steht in Spanien und Deutschland 
seit jeher im Fokus der Angemes-
senheitsprüfung. Bei natürlichen 
Personen kommt nunmehr noch 
die weitere Frage einer �„verdeck-
ten Schenkung�“ als Risiko hinzu. 
Generell gilt, dass sowohl formale 
Voraussetzungen �– wie ein schrift-
licher Vertrag und die tatsächliche 
Durchführung des Darlehens, was 
aus deutscher und spanischer Sicht 
überprüft werden muss �– wie auch 
die uneingeschränkte Verfügungs-
macht über die Geldmittel durch 
den Darlehensgeber gegeben sein 
müssen. Die klarstellenden Erläu-
terungen durch die Rechtspre-
chung sowie das aktuelle BMF- 
Schreiben vom 29. April 2014 füh-
ren dazu, dass bestehende Verträge 
überprüft werden sollten.
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Finanzverwaltung mit �„fremdüb-
lich�“ meint, schildern wir an eini-
gen Beispielen:
�– Wenn eine Besicherung der Dar-
lehensforderung fehlt. D. h. wenn 
zum Beispiel eine Bank ein Darle-
hen nur gegen die Eintragung einer 
Hypothek zur Verfügung stellen 
würde.
�– Wenn die Summe des Darlehens 
zuvor per Schenkung (z. B. von 
den Eltern an die Kinder) übertra-
gen wurde und dann per Darlehen 
der spanischen Gesellschaft zum 
Erwerb der Immobilie zur Verfü-
gung gestellt wurde.
�– Wenn Gehal tsforderungen 
geschuldeter Vergütungen in ein 
Darlehen umgewandelt werden. 
Eine ertragsteuerliche Anerken-
nung ist nur  gegeben, wenn tat-
sächlich dokumentiert werden 
kann, dass eine Bezahlung angebo-
ten und gewollt war und dann der 
Anspruch in ein Darlehensverhält-
nis umgewandelt wurde.
�– Das Darlehen wird nur anerkannt, 
wenn es zur �„Einkunftserzielung�“ 
eingesetzt wird. Das bedeutet, 
dass auf deutscher Seite überprüft 
wird, ob vielleicht �„Liebhaberei�“ 

Darlehen oder 
Geschenk?
Verschärfte Rechtsprechung – Vorsicht bei 
Darlehensverträgen zwischen Angehörigen!
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